Neue Finanzierung der Hafeninfrastruktur nötig
Die Ruhe vor dem Sturm
Die Kräne in den Binnenhäfen scheinen sich derzeit langsamer zu drehen als früher. Der Eindruck täuscht nicht: Die Wirtschaftskrise bescherte den Binnenhäfen schmerzhafte Rückgänge beim Umschlag. Da mag es befremdlich erscheinen, wenn der Deutsche Städtetag, die Interessenvertretung der Städte, den Bund auffordert, vermehrt in die Hafeninfrastruktur zu investieren. Doch die Kommunalpolitiker schlagen nicht grundlos Alarm.
Bislang ist die Finanzierung der Häfen fast ausschließlich eine Angelegenheit der Städte. Und für diese hat gerade eines der vielleicht schwierigsten Jahre der Nachkriegsgeschichte begonnen: Die Steuereinnahmen gingen 2009 in den Keller. Die kommunalen Kassen sind leer, für dringend nötige Investitionen fehlt das Geld und die laufenden Kosten steigen weiter, weil Bund und Länder immer neue Aufgaben auf die Kommunen abwälzen. Leidtragende sind auch die Binnenhäfen: Überfällige Erweiterungsmaßnahmen werden nicht mehr finanziert, Investitionen in den Ausbau und Erhalt der Hinterlandinfrastruktur immer weiter zurückgeschraubt. 
Eine gefährliche Entwicklung, meint der Deutsche Städtetag – und eine kurzsichtige: „Der krisenbedingte Rückgang ist ein vorübergehendes Phänomen. Die langfristige Entwicklung geht hin zu stetig wachsenden Warenströmen und damit hohen Wachstumsraten im Umschlag, für die weder die Binnenhäfen noch die angebundene Verkehrsinfrastruktur die nötigen Kapazitäten bieten“, warnt Folkert Kiepe, der Beigeordnete für Stadtentwicklung, Bauen, Wohnen und Verkehr beim Deutschen Städtetag. Wenn der Aufschwung kommt, wird nicht nur der Platz an der Kaikante knapp. Sondern auch der Weitertransport der Güter in die Städte wird schwierig. Der Grund: Die Verkehrsanbindung der Häfen wurde in den vergangenen Jahren vernachlässigt. Notwendige Anschlüsse an das Straßennetz wurden aufgeschoben, die Deutsche Bahn hat sich aus der Schienenanbindung der Häfen vermehrt zurückgezogen. Eine Chance für die Hafenbahnen, die in die Lücke springen und die ungenutzten Strecken bedienen. Doch dafür sind Investitionen nötig – und da sieht der Deutsche Städtetag den Bund in der Pflicht: „Die Kommunen und die Binnenhäfen selbst haben es finanziell nicht mehr im Kreuz, aus eigener Kraft die nötigen Bedingungen zu schaffen. Und es ist auch nicht allein ihre Pflicht. Wenn die Regierung die umweltfreundlichen Verkehrsträger Wasser und Schiene stärken will, muss sie das nötige Geld dafür bereitstellen“, sagt Kiepe.
Musterbeispiel Schweiz

Wie das funktionieren kann, ohne dass der Bund selbst tiefer in die Schuldenfalle rutscht, zeigt das Beispiel Schweiz. Dort werden die Einnahmen aus der Lkw-Maut anteilig nach Aufkommen vom Bund an die Kantone verteilt, die das Geld eigenverantwortlich für die Verkehrsinfrastruktur einsetzen. Dieser Weg wäre für Folkert Kiepe auch in Deutschland denkbar. „Technisch wäre es kein Problem, zu ermitteln, in welchem Bundesland wie viel Mautaufkommen entstanden ist. Und die Länder können besser einschätzen, wo das Geld am besten eingesetzt ist, als der Bund das aus Berlin beurteilen kann“, so Kiepe. Doch die Signale aus der Bundesregierung deuten in eine andere Richtung. Laut der 2009 unterzeichneten Koalitionsvereinbarung von Union und FDP sollen die Mauteinnahmen weiterhin zentral und ausschließlich für den Straßenbau eingesetzt werden. Der Deutsche Städtetag hat die Vereinbarung deswegen scharf kritisiert. „Dieses Vorgehen ist unter ökologischen wie verkehrspolitischen Erwägungen kontraproduktiv“, betont Kiepe. 

Zumal die Bundesregierung um eine Neuregelung zur Finanzierung der Verkehrs-infrastruktur nicht herumkommt: Mit dem Jahr 2014 läuft die Zweckbindung des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes (GVFG) aus, mit dem der Bund Investitionen zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse in den Kommunen fördert. Spätestens dann muss die Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur auf neue Beine gestellt sein. Der Deutsche Städtetag wird dazu ein umfassendes Konzept erstellen, um zu verhindern, dass die Interessen der Gemeinden – und damit auch der Binnenhäfen – in den politischen Auseinandersetzungen untergehen. 

Doch bis 2014, wissen die Kommunalpolitiker, muss längst etwas passiert sein, um die Binnenhäfen zu stärken. Gerade die unfreiwilligen Rückgänge an den Häfen bieten derzeit ideale Bedingungen, um für die Zukunft zu planen – eine Zukunft, in der das Umschlagvolumen steigen wird und sich für die alternativen Verkehrsträger Wasser und Schiene damit hervorragende Chancen bieten, signifikante Transportmengen von der Straße abzuziehen. Davon profitieren nicht nur die Häfen und Kommunen, sondern nicht zuletzt die Umwelt. „Darum ist es so wichtig, dass bald etwas passiert“, betont Folkert Kiepe. Der Deutsche Städtetag hat Bundesverkehrsminister Dr. Peter Ramsauer deshalb um ein Gespräch gebeten, in dem die Forderungen der Städte erörtert werden sollen. Die Spannung ist groß, wie der Politiker auf diesen Anstoß aus den Städten reagieren wird.
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Die Parlamentarier im Deutschen Bundestag entscheiden darüber, wie weit die Forderungen des Deutschen Städtetags zur Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur berücksichtigt werden.
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